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Inzwischen hat der Bundesgesetzgeber versucht, den Er­
fordernissen einer ordnungsgemäßen Abfallbeseitigung 
Rechnung zu tragen. Nach dem Bundes-Abfallbeseiti­
gungsgesetz dürfen Abfälle nur noch in dazu zugelassenen 
Anlagen besei,tig,t werden. Die Möglichkeit der Ablagerung, 
der Verbrennung und der Kompostierung stehen hierbei ne­
beneinander. 

Beseitigungspflichtig sind grundsätzlich die Gemeinden 
und deren Zusammenschlüsse. Dies schließt zwar nicht aus, 
daß sie die Übernahme einzelner Abfälle aus besonderen 
Gründen ablehnen. Jedoch ist angesichts der angestrebten 
weiträumigen Lösungen zu hoffen, daß von dieser Mög­
lichkeit nur ausnahmsweise und nicht ohne die Schaffung 
von zentralen Einrichtungen Gebrauch gemacht wird, die 
dann auch die Beseitigung von sogenanntem „Sondermüll" 
übernehmen. 

Dies ist umso wichtiger, als die Möglichkeit, sich nicht 
nur der flüssigen, sondern auch der festen Abfälle entledi­
gen zu können, bei der Standortwahl heute ebenso wichtig 
ist wie die Versorgung mit Wasser und sonstigen Betriebs­
mitteln. Insoweit stehen Versorgung und Entsorgung für 
den Betrieb heute - vielleicht mehr als dies früher erkenn­
bar war - auf der gleichen Rangstufe. 

d) Immissionsschutz 
Besonders deutlich zeigt sich dies beim Immissionsschutz. 

Für die in diesem Zusammenhang anzustrebende Trennung 
von Industrie- und Wohngebieten ist der gemeinsame 
Runderlaß mehrerer Nordrhein-Westfälischer Minister 
vom 20. August 1965 richtungsweisend: Um die Bewohner 
in der Nähe eines Industriegeländes vor Lärmemissionen 
und den Einwirkunigen solcher Luftverunreinigungen zu 
bewahren, die sich entweder in umittelbarer Nähe der In­
dustrieanlage niederschlagen oder bereits in geringem Ab­
stand von ihr zu einer nicht mehr wahrzunehmenden Kon­
zentration verdünnen, ist um Industriegebiete eine ausrei­
chend breite Schutzzone auszuweisen. 

Allerdings sind auch diese Maßnahmen nur erfolgver­
sprechend, wenn derartige Schutzzonen erhalten bleiben. 
Wiederholt zeigt die Erfahrung, daß selbst Industrieanla­
gen, die im Interesse der Nachbarschaft verlegt worden 
sind, gegen die Versuche einer erneuten „Umklammerung" 
durch Wohnsiedlungen nicht oder nur ungenügend ge­
schützt werden. Erneute Auseinandersetzungen und 
Schwierigkeiten sind dann eine zwangsläufige Folge. Auf 
eine wirkungsvolle Unterstützung der Industriebetriebe 
durch eine verantwortungsvolle Bauleitplanung und durch 
die Versagung von Ausnahmegenehmigungen für die Be­
bauung ist deshalb nicht zu verzichten, wenn die Standort­
planunig und -entscheidung auch auf die Dauer vernünftig 
sein soll. 

3. 

Die vorstehenden Bemerkungen können allenfalls stich­
wortartige Hinweise geben. Sie setzen als selbstverständlich 
eine Berücksichtigung der Besonderheiten der verschiede­
nen Einzelfälle sowie die Beachtung der gesetzlichen Vor­
schriften, z.B. des Wasserhaushaltsgesetzes und der Landes­
wassergesetze, der §§ 16ff. GewO und der Immissions­
schutzgeS<etze, des Abfallbeseitigungsgesetzes einschließlich 
der danach notwendigen Verwaltungsakte voraus. Wegen 
weiterer Einzelheiten kann auf den vom Bundesverband 
der Deutschen Industrie e. V., dem Deutschen Gemeinde­
tag, dem DIHT und dem Deutschen Landkreistag heraus­
gegebenen „Leitfaden für Industrieansiedlung" verwiesen 
werden. Dies gilt um so mehr, als sich dieser Beitrag auf 
einige Bemerkungen zu den für die Umweltges,taltung be­
sonders rdevanten Fragen des Wassers, der Abfallbeseiti­
gung und des Immissionsschutzes konzentriert und dabei 
zahlreiche Aspekte unberücksichtigt bleiben mußten, die 
bei einer umfassenden Behandlung der Standortproblema­
tik nicht außer Acht gelassen werden sollten. 

H.-W. SCHLIPKOTER 

Industrieansiedlung und Umweltschutz 

In der heutigen Zeit, in der das Problembewußtsein für 
die Umwelt in besonderem Maße geweckt ist, ist durch die 
Beschwerden und Einwände der Bevölkerung, aber auch 
durch behördliche Vorschriften und Maßnahmen, die 
Standortfrage für die Industrie oft heftig umstritten. Die 
Emissionen der Industrie haben im Vergleich mit denen von 
Haushalt und Verkehr zwar nur eine begrenzte Bedeutung, 
weil sich ih11e Wirkmöglichkeit auf den näheren Umkreis 
des Emittenten beschränkt. Auf der anderen Seite sind aber 
in der Regel die Mengen der emittierten Luftverunreini­
gungen erheblich, und die Anzahl der Komponenten ist 
sehr groß. Um dem Begehren der anliegenden Bewohner 
und den Auflagen der Genehmigungsbehörden zu entspre­
chen, oder aber auch aus eigenem Verantwortungsbe-

wußtsein, werden vor oder bei Errichtung von thermischen 
Kraftwerken, Müllverbrennungsanlagen oder Werken der 
anorganisch-chemischen Großindustrie mit den verschie­
denartigs ten Abgasen sowie bei der Planung organisch­
chemischer Produktionen Mediziner bzw. Lufthygieniker 
zur Beratung herangezogen. Ihnen wird die Aufgabe ge­
stellt, die Auswirkungen der gasförmigen, festen und flüssi­
gen Fremdstoffe, deren Emission von der vorgesehenen In­
dustrieanlage zu erwarten ist, auf die Bevölkerung abzu­
schätzen. 

Hierbei geht es allein um medizinische Belange ; wirt­
schaftliche Gesichtspunkte brauchen nicht berücksichtigt 
zu werden, da eine Interessenabwägung Aufgabe der zu­
ständigen Behörde ist und in den politischen Bereich fällt. 
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Der Lufthygieniker hat lediglich zu entscheiden, welche 
maximalen Immissionskonzentrationen nicht überschritten 
werden dürfen, um Organschädigungen, funktionelle Be­
einträchtigungen bzw. Störungen des Wohlbefindens nach 
dem derzeitigen Stand des Wissens zu verhindern. In den 
meislien Fällen ist es notwendig, sowohl einen toxikologi­
schen Grenzwert für die Einzelstoffe festzulegen als auch 
den Grenzwert anzugeben, der eine Belästigung ausschließt. 
Für den toxikologischen Grenzwert müssen vorhandene 
oder noch zu erarbeitende Fakten über die Aufnahme der 
Fremdstoffe, ihre Umwandlung oder Anreicherung im Or­
ganismus sowie ihre Ausscheidung und ihre Wirkungsart 
un,d -stärke berücksichtigt werden, während zur Festsetzung 
der Belästigungsgrenzwerte in erster Linie Geruchsintensi­
tät und Geruchsqualität der emittierten Komponenten von 
Bedeutung sind. Auf die in der internationalen Literatur 
angegebenen Immissionsgrenzwerte kann der Hygieniker 
dabei nicht ohne weiteres zurückgreifen, da die Kriterien 
der Festlegung in den einzelnen Ländern verschieden sind 
und die Grenzwerte vieler Stoffe somit außerordentlich 
stark diffenieren, wie z. B. bei Styrol, für das sich die in der 
UdSSR und der BundesrepubLik festgesetzten Maximalen 
Immissions-Konzentrationen wie 1 : 6666 verhalten. Trotz­
dem dürfte es heute möglich sein, auf Grund gewerbetoxi­
kologischer Beobachtungen, auf Grund von Tierexperimen­
ten sowie auf Grund von Untersuchungen an Versuchsper­
sonen und epidemiologischen Studien wissenschaftlich be­
gründete Gnenzwerte für die meisten Einzelstoffe anzuge­
ben. Hierbei ist der Mediziner gehalten, zwischen der er­
schlossenen Wirkungsgrenze und der empfohlenen maxi-

. malen Immissionskonzentration einen Sicherheitsbereich 
einzusetzen, um Kumulationswirkungen vorzubeugen und 
einen wirksamen Schutz auch derjenigen Menschen zu ge­
währleisten, die infolge von Alter oder Krankheit weniger 
widerstandsfähig sind. Da die Größe dieses Sicherheitsfak­
tors auch von den vorhandenen Kenntnissen über den ent­
sprechenden Schadstoff abhängt, dürfte es im Interesse der 
Industrie liegen, die Forschung auf dem Gebiet der von ih­
nen emittierten Luftfremdstoffe zu forcier.en. 

Das größte Problem bei der Beurteilung der Luftver­
unr,einigungen im Hinblick auf ihre Bedeutung für Gesund­
heit und Wohlbefinden des Menschen liegt darin , daß von 
den meisten Industrieanlagen nicht ein oder zwei Schad­
stoffe emittiert werden, sondern - wie z.B. bei der orga­
nisch-chemischen Großindustrie - Gemische zahlreicher 
Stoffe mit einheitlicher oder unterschiedlicher Wirkung am 
gleichen Ort auftreten. Um in dieser Situation zu einer ge­
planten Industrieansiedlung Stellung nehmen zu können, 
muß deshalb ein Gesamtimmissionsgrenzwert errechnet 
werden. In den meisten Fällen ist die Konzentration der 
Einzelsubstanzen so gering, daß auch bei einer möglichen 
Anreicherung der Stoffe im Organismus eine Schädigung 
durch die Einzelsubstanz, zumindest bei gesunden Perso­
nen, ausgeschlossen werden kann. Aus langjährigen human­
medizinischen und tierexperimentellen Erfahrungen ist 
aber bekannt, daß die Kombination zweier oder mehrerer 
Substanzen biologische Wirkungen haben kann, die nur im 
einfachsten Fall einer reinen Addition der Einzeleffekte 

der beteiligten Stoffe entspricht, nicht selten dagegen in 
Wirkungen von überadditiver Stärke, also einer Potenzie­
rung resultiert; allerdings ist auch der gegensätzliche Ab­
lauf, also eine antagonistische Wirkung möglich, bei der es 
im Extremfall zu einer gegenseitigen Aufhebung der Ein­
zeleffekte kommt. 

Unsere Kenntnisse über die Kombinacionswirkung sind 
bislang unzureichend, da die Forschung auf diesem Gebiet 
erst in den letzten zwei Jahren entscheidend aktiviert 
wurde. Gegenwärtig ist deshalb der Mediziner gehalten, bei 
der Beumeilung des Effektes von Substanzkombinationen 
die additive Wirkung vorauszusetzen. In praxi werden alle 
die Stoffe zusammengefaßt, die eine Wirkung entweder auf 
das blutbildende System, auf die Leber, auf die Niere oder 
das Zentralnervensystem haben, und mit einer Gleichung 
ein Gesamtimmissionswert errechnet. Als Grundgedanke 
bei der Eiirechnung der Grenzwerte von Stoffgemischen 
muß aber die Überlegung dienen, daß gering-toxische Ein­
zelstoffe in hohen Konzentrationen ebenso bedenklrich sein 
können wie hoch-toxische Einzels.raffe in niedrigen Kon­
zentrationen. Will man also bei Fragen der Industrie­
ansiedlung die Gefährdung durch eine Vielzahl von Luft­
verunreinigungen beurteilen, so muß neben der Kenntnis 
der Wirkungen der Einzelsubstanzen unbedingt deren men­
genmäßiger Anteil an dem Stoffgemisch bekannt bzw. ab­
schätzbar sein. Unter Berücks.ichtigung von Wirkungsart 
und Toxizität würde dann der Mediziner für ein Stoffge­
misch, wie z.B. aromatische Kohlenwasserstoffe oder Ben­
zin, den Grenzwert empfehlen, der in 24 Stunden (MIKD) 
bzw. in 1 Stunde (MIKK) zum Schutz der menschlichen Ge­
sundheit nicht überschritten werden darf. 

Ahnliches wie für den toxikologischen Grenzwert gilt auch 
für die Belästigungsgrenze. Die einzelnen Angaben über die 
Lage der Geruchsschwelle eines Stoffes differieren eJ:1heb­
lich, und die Objektivierung der Geruchsbelästigung ist nur 
mit großem Aufwand möglich. Sicherlich ist es falsch, Ge­
ruchsbelästigungen von vornherein mit dem Hinweis abzu­
tun, daß sie keinen Krankheitswert besitzen und von der 
Einstellung des Menschen zu dem jeweiligen Emittenten so­
wie durch zahlreiche andere psychologische Größen ge­
prägt sind. Es muß vielmehr hervorgehoben werden, daß 
eine Geruchsbelästigung auch zu vegetativen Reaktionen, 
wie Übelkeit, Kopfschmerzen und Erbrechen führen kann, 
also unbedingt beachtet werden muß, da sie in diesem Fall 
das Wohlbefinden ganz beträchtlich stört. 

Die Bestimmung geruchsintensiver Immiss,ionen stellt die 
Wissenschaft vor erhebliche meßtechnische Probleme. Die 
als Geruchsreiz wahrnehmbaren Konzentrationen sind oft 
so gering, daß sie sich der Analyse entziehen. Zudem han­
delt es sich selten um chemisch reine Stoffe, sondern meist 
um Stoffgemische, deren Einzelkomponenten sich gegensei­
tig beeinflussen können. Nur in wenigen Fällen gibt es Leit­
komponenten, die durch Massenspektroskopie, Ultrarot­
spektroskopie oder Gaschromatographie zu erfassen sind. In 
der Regel ist man für den Nachweis auf den menschlichen 
Geruchssinn angewiesen, der zwar ein äußerst empfind­
liches und universal einsetzbares, aber nur ein qualitativ, 
höchstens ein halbquantitativ messendes Instrument ist. 
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Durch geschulte Personengruppen lassen sich unter Ver­
wendung von dynamischen oder statistischen Olfaktome­
tern Wahrnehmungs- oder Erkennungsschwellen ermitteln, 
obwohl die intraindividuellen Schwankungen sehr groß 
sind. Will man aber außer der Geruchsschwelle den Grad 
der Geruchsbelästigung objektivieren, so stößt man auf die 
Schwierigkeit, daß Art und Stärke der Belästigungsempfin­
durng erheblidh durch psychische Einflüsse geprägt werden. 
Dafür ist es typisch, daß der Ausdruck „lästig" einen Ge­
ruch bezeichnet, der rein subjektiv als unangenehm emp­
funden wird, wobei plötzlich auftretende Konzentrations­
spitzen als unangenehmer registriert werden als ein gleich­
bleibender Geruchspegel. Die Beurteilung „unangenehm" 
oder „angenehm" läßt sich zwar bei einigen extremen Ge­
rüchen objekciv treffen; doch gibt es bei vielen Substanzen 
keine einheitliche Beurteilung. Ja, selbst durchweg ange­
nehme Gerüche können eine Quelle steten Krgernisses sein, 
wellil1 sie dauernd ertragen werden müssen. Ferner ist 
zu beachten, daß Geruchswahrnehmungen am Feierabend 
oder Wochenende häufiger als zu anderen Zeitpunkten zu 
Beschwerden in der Bevölkerung führen. Der Mediziner 
wird also eine Geruchsbelästigung nur danf). mit Sicherheit 
ausschließen können, wenn die Geruchsschwellen nicht 
überschritten werden. Anderenfalls ist der Umfang der Ge­
ruchsbelästigung schwer abzuschätzen, weil die Intensität 
und Wertung des Geruchserlebnisses ganz von dem jeweilig 
betroffenen Bevölkerungskollektiv, d. h. seiner allgemeinen 
Kritikbereitschaft sowie seiner sozioökonomischen Situati­
on und vor allem seiner Einstellung zu dem Verursacher des 
Geruches abhängen. Eine Lösung dieses Problems ist nur 
durch umfangreiche Fragebogenaktionen möglich. 

Während die Festlegung des Grenzwertes für die toxi­
sche Wirkung der Luftfremdstoffe eine reine Aufgabe des 
Hygienikers und seine Überschreitung nicht zu verantwor­
ten ist, könnte der Grenzwert der belästigenden Wirkung 
bis zu einem gewissen Grade im Ermessen der zulassenden 
Behörde stehen. 

Schließlich ergibt sich bei der medizinischen Beurteilung 
der Situation noch eine weitere Schwierigkeit durch die 
vorhandene Grundbelastung der zur Industrieansiedlung 
vorgesehenen Gebiete. Soweit sich diese Grundbelastung 
aus Substanzen zusammensetzt, die bei der Grenzwertfest­
legung der neu auftretenden Stoffgemische bereits berück­
sichti~t wurden, ist es ohne weiteres möglich, sie in die Be­
rechnung der endgültig zu erwartenden Immissionskonzen­
trationen aufzunehmen. Die Grundimmission kann aber 
auch Stoffe beinhalten, die von der geplanten Industrie­
anlage nicht emitciert werden. In einem solchen Fall darf 
die Vorbelastung nicht pauschal beurteilt werden, sondern 
die vorliegenden Substanzen sind ebenfalls in Wirkungs­
gruppen einzuteilen und so im Hinblick auf die Gesamt­
situation nach Errichtung der Industrieanlagen zu beach­
ten. Es würde z. B. die bereits bestehende Kohlenmonoxid­
konzentration dann berücksichtigt werden müssen, wenn es 
sich bei den neuen Emissionen z. B. um Kohlenwasserstoffe 
handelt, deren Angriffspunkt ebenfalls das Zentralnerven-

system darstellt; Substanzen mit anderem Angriffspunkt 
dagegen könnten ausgeklammert werden. 

Die vom Mediziner empfohlenen Grenzwerte für Einzel­
substanzen und Stoffgemische sind heute bei der Neu­
errichtung von Industr.ieanlagen in den meisten Fällen 
durch tech111ischc Vorkehrungen einzuhalten. Schwierigkei­
ten bereiten nur Stoffe mit einer extrem niedrigen MIK, so 
z.B. Benzol, das wegen seiner hohen Toxizität selbst in nie­
drigen Konzentrationen vom medizinischen Standpunkt 
aus nicht toleriert werden sollte. Denn durch wiederholte 
Aufnahme kleiner und kleinster Benzolmengen, die als Ein­
zeldosen weder durch einen auffallenden Geruch noch 
durch Reizung der Schleimhäute wahrgenommen werden, 
können chronische Benzolvergiftungen mit einer mehr oder 
weniger ausgeprägten Störung der Blutbildung resultieren. 
In diesen Fällen wird der Mediziner vorläufige, der beste­
henden Si-tuation angepaßte maximale Immissionsgrenz­
werte festlegen und empfehlen müssen, alle Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um die Emiss,ion derartiger Stoffe so weit 
wie irgend möglich einzuschränken. 

Die Industrieansiedlung und ihre Beurteilung unter me­
dizinischen Gesichtspunkten beinhaltet vielschichtige Pro­
bleme. Die Planung solcher Vorhaben sollte jedoch nicht 
von vornherein auf Ablehnung stoßen, wie es in der ver­
gangenen Zeit mehrfach geschehen ist. Wenn man von den 
technischen, wirtschaftlichen und personellen Fragen ab­
sieht, so muß für die Entscheidung über Neuansiedlung 
von Industrien in einem bestimmten Gebiet zuerst die zu 
erwartende Emission möglichst vollständig abgeschätzt und 
die Grundbelastung dieses Gebietes ermittelt werden. Da­
nach sollte man frei von allen Emotionen zunächst eine 
wissenschaftlich-hygienische Stellungnahme zu der lufthy­
gienischen Situation nach Errichtung der betreffenden An­
lage unter Berücksichtigung der hier kurz dargestellten Ge­
sichtspunkte einholen. Ergibt die Stellungnahme, daß die 
Einhaltung der Immissionsgrenzwerte gewährleistet sein 
wird, so ist damit die Zustimmung der Hygieniker zu der 
Planung gegeben, und Bevölkerung und Behörden sollten 
dieser medizinischen Beurteilung Vertrauen schenken. In 
den Fällen jedoch, in denen bei einer bestimmten Vorbela­
stung die Grenzwerte nicht eingehalten werden können, die 
zum Schutze der Bevölkerung einschließlich der Alten, der 
Kranken und der Kinder aufgestellt wurden, sollte ent­
weder nach technischen Möglichkeiten gesucht werden, 
diese Forderungen durch Immissionsminderung zu erfüllen, 
oder ein anderer Standort für die Ansiedlung der Industrie 
gewählt werden. Die Planung neuer Industrien erfordert, 
daß Unternehmer, Behörden, Meßtechniker und Mediziner 
eng zusammenarbeiten, um eine Lösung zu finden, die den 
Menschen und seine Gesundheit nicht beeinträchtigt. Ver­
nunft und Objektivität müssen diese Kooperation leiten; 
denn durch unsinnige Übertreibungen oder gefährliche Be­
schwichtigungen ist weder der Industrie noch der Bevölke­
rung gedient. Nur auf Grund von klaren Argumenten und 
Tatsachen kann bei Industrieansiedlungen der bestmögliche 
Umweltschutz erreicht werden. 




